Der Préasident des
Schleswig-Holsteinischen Landtages

Schleswig-Holsteinischer Landtag
Umdruck 17/501

Ilhr Zeichen:
lhre Nachricht vom:

Mein Zeichen: L 204 i.V.
An den Meine Nachricht vom:

Vorsitzenden des Innen- und Rechtsausschusses
Herrn Thomas Rother, MdL
im Hause Telefon (0431) 988-1022

Telefax  (0431) 988-1037
parlamentsdienst@landtag.ltsh.de

Bearbeiter/in: Eva Wensierski

8. Marz 2010

Beschwerden gegen die Entscheidung des Schleswig-Ho Isteinischen Landta-
ges vom 28.01.2010 uber Einspriche gegen das festge stellte Ergebnis der
Landtagswahl vom 27.09.2009

Sehr geehrter Herr Rother,

als Anlagen Ubersende ich Ihnen die Ablichtungen von acht Schreiben des Prasi-
denten des Schleswig-Holsteinischen Landesverfassungsgerichts tiber Wahlpri-

fungsbeschwerden mit der Bitte um Kenntnisnahme. Es handelt sich um folgende
Schreiben:

Schreiben vom 02.03.2010 mit dem Aktenzeichen — LVerfG 4/10 —

Schreiben vom 02.03.2010 mit dem Aktenzeichen — LVerfG 5/10 —

Schreiben vom 02.03.2010 mit dem Aktenzeichen — LVerfG 6/10 —

Schreiben vom 02.03.2010 mit dem Aktenzeichen — LVerfG 8/10 —

Schreiben vom 02.03.2010 mit dem Aktenzeichen — LVerfG 9/10 —

Schreiben vom 02.03.2010 mit dem Aktenzeichen — LVerfG 10/10 —

Schreiben vom 04.03.2010 mit dem Aktenzeichen — LVerfG 12/10 —

Schreiben vom 04.03.2010 mit dem Aktenzeichen — LVerfG 13/10 —

Ich bitte, die Angelegenheiten in lhrem Ausschuss zu beraten und dem Landtag eine
Beschlussempfehlung zuzuleiten.

Mit freundlichen Grif3en
gez.
Torsten Geerdts

LANDESHAUS = Disternbrooker Weg 70 = 24105 Kiel
Postfach 7121 = Telefon (0431) 988-0 = E-Mail: Registratur@landtag.ltsh.de
Busverbindung: Linie 51 Reventloubriicke = Linie 41/42 Landtag






' Sch{es_wig-Hols'teihisches
Landesverfassungsgeright
Der Prasident

Schigswig-Holsteinisches Landesverassungsgericht
Brackdorfi- Rantzau—S!raBe 13, 24837 Schleswig S e

Schleswig-Holsteinischer Land
Der Prasident

Landeshaus ] 3;
Postfach 71 21 -
24105 Kiel - ==
S1LP
thr Zeichen Aktenzeichen (Bitte stets angeben)

LVerfG 4/10

Sehr geehrte Damen und Herre'n,‘

Durchwahl - Datum

1699 02.03.2010

hiermit stelle ich Thnen die beim Landesverfassungsgericht eingegangene Wahfbrufungsbe-

schwerde zu.

Das Verfahren hat das oben angegebene Aktenze:chen erhalten. Bitte geben Sie dieses Aktenzei-

chen bei allen Schrtftsatzen an.

Sie werden gebeten dem Gericht die Verwaltungsvorgédnge Uber das Elnspruchsverfahren

des Beschwerdefithrers méglichst zeitnah vorzulegen.

Ferner erhalten Sie Gelegenheit, sich zu dem Antrag binnen einer Frist von 1 Monat schrifilich zu

dulRem.

Der Berichterstatter dieses Verféhrens ist Dr. Flor.

Eine Abschrift meines Schreibens an den Beschwerdefiihrer flage ich bei.

Das Empfangsbekenntnis wird zurﬂckérbeten.

Mit freundlichen Grien

Dr. Flor

Prasident des Landesy&#ass gerichts
s N

Beglaubigt: Il
PR &

E.Mail-Adresse:

_ Hausanschrift - Telefon: 04621 88-0
Brockdorfi-Rantzau-Strake 13 Telefax: 04621 861499
24837 Schieswig

verwaltung@Iverfg.landsh.de
Kain Zugang fur efekironisch signienie oder verschiiissaite

Dokumente.




Sehleswig-Holsteinisches

Landesverfassuﬁgsgericht
Brockdorff-Rantzau-Str. 13
248%7 Schleswig

Eiel, 27.2.2010

- & Eingang: £ 8 FEB. 200

----------

.....................

Einspruch gegen die Giiltigkeld der Wahl zum Sehleswio—~
“Holsteinischen ILandtag von 27.9.,2009

Gegen die meinen Einspruch vom 3.10,2009 zuriickwelsende

¥ntscheldung des Schleswig—Helsteinischen Tandtags vom

28,1.2010 lege ich

FeschwexrTde

ein mit dem Antrag,

die Entscheidung des Schleawig-Holsteini-
schen Ilandtags vom 28.1,2010 aufzuhsben
und das Wahlergebnis hinsichtlich der Sitz-
verteilung in der Weise endgiiltig festzu-~
stellen, daB der am 27.9.2009 gewihltse
Tandtag 101 Sitze unfaBt, von demen 34

auf die 0DU, 28 auf dic SED, 16 auf die
FDP, 1% auf die GRUNEN, 4 auf den SSW und
6 auf die LINKE entfailen. :

Die Beschwerde ist gemiB § 3 Wr. 5, § 49 4bs, 1 ¥y, 2
IVerfGG statthaft. Gegen die GUltigkeit der Iandtagswahl
hatte ich als Wahlberechtigter am 3.10.2009 Binepruch
eingelegt, den der Schleswig-Holsteinische Jandtag am
28.1.2010 gurlickgewlesen hat, Diese Fntacheldung ist
mir am 20.2,2010 zugesztellt worden,

Die angefochtene Fnlscheidung des SohleswingolsteinisChen

Landtags ist verfgh?ensfehlerhaft gustandegekommen, Aus—




weislich des Pien&rp*otokolle zur 9 Sitzung des'SéhieS*
wlg-Holstelnischen Landtags am Donnerstag, den 28,1, 2010
hat der Gandtag fiber meinen Wahlelnspruch gemeinsam mit
siner Vielzahl weiterer Wahleinspriiche entechieden. Elne
.golche Verbindung mehrerer JahlelnapruchSVErfahren T
gemelinsamen Abstimmungsieht dasg einschligige Verfahrengs -

recht des IWahl& nlch® vor,

Die- Vntseh91dung des L&ndtnvs beruh% auf diesen Verfahrens—
. Fehler, Der Tandtag hatte 5ﬁrch die Verbindung meines Wahl-
pinspruchs mit anderen Verfahren keine Gelegenhelt, sich
mi% einem bereits in meiner Einspruchsschrift vom 3.10,2009
jgargestellten und im folgenden zu wiederholenden Gesichts-

mupkt auseinanderzusetzen:

Nach § 3 Abs. 5 Satz 2 IWanl( sind die “welteren Sitzel
naeh Absatz'ﬁ, also aus der Landesliste zu bvesetzen, der
die Inhaber der Mehrsitze! nicht angehBren kinnen, weil
ais nach § 3 Abs, 7 Nr. 1 IWahlG bereits mif ihrer Wahl
aus der Landesligte zusgeschieden eind. Daraus folgth
logisch zwingend, daB die Mehrsitze bei der Verteilung

der weltersn Sitze nicht mitzwzdhlen sind.

Die Fassung meines Antrags beruht auf § 47 Abs. 3 ILWahlG.
TNanach hat das Landesverfagsungsgerichtim Fall einer er-
folgreichen Beschwerde dasg Wahlergebniz endgliltip festzu-

stellen.

Rechnerisch #ndert sich dabel gegeniiber der in meinem An-
trag vom 3.10.2009 errechneten Sitzverteilung nichts. ZxaT
sind die rwischenzeitlich erfolgten Korrekturen der Stim-
menzahlen Tir die 5SW und die LINKE zu berlicksichtigen, doch
fithrt dss nur dazu, daB der weitere Sits flr den SSW nunmehr
autgrund der Hoohstzahl 17.425 und die beiden weiteren Sitze
fip die LINEE nunmehr aufzrund der Hochstsahlen 19,153 und

15.961 zu vergeben sind.

Tm iibrigen nehme ich Bezug auf meine Binspruchsschrift

vom %,710,2009.







Schieswig-Holsteinisches
Landesverfassungsgericht
Der Prasident

Schieswig-Holsteinisches L andesverfassungsgerichit
Brockdorff-Rantzau-Straie 13, 24837 Schieswig __'

SchlésWig-Hoisteinischer Landt ag
Der Prasident

Landeshaus 08
Postfach 71 21
24105 Kiel Expl
) : LP
Ihr Zeichen Aktenzeichen (Bitte stels angeben) Curchwah! " Datum
L VerfG 5/10 1699 - 02.03.2010

Sehr geehrte Damen und Herren,

hiermit stelle ich Ihnen die beim Landesverfassungsgericht eingegangene Wahipriifungsbe-
schwerde zu. .
Das Verfahren hat das oben angegebene Akienzeichen erhalten. Bitte geben Sie dieses Aktenzei-

Sie werden gebeten, dem Gericht die Verwaltungsvorgange {ber das Einspruchsverfahren

chen bei allen Schriftsdtzen an. :
des Beschwerdeflihrers maglichst zeitnah vorzulegen. /
Ferner erhalten Sie Gelegenheit, sich zu dem Antrag binnen einer Frist von 1 Monat schriftlich zu
aulern. '

Der Berichterstatter dieses Verfahrens ist. Dr. Flor.

Eine Abschrift meines Schreibens an den.BeschWerdef'uhrer flge ich bei.

Das Empfangsbekennfn]s wird zuriickerbeten.

Mit freundlichen GriiRen
Dr. Flor
Prasident des Landesgg.:f

Begiaubigt(:/
Justizangeste#té
Hausanschrift . Telefon: 04621 85-0 E-Mail-Adresse:
Brockdorif-Rantzau- Straﬁe 13 - Telefax: 04621 8681499 verwaltung@lverfg.landsh.de
Kein Zugang [ar elekiranisch signierte oder varschiisseite

24837 Schieswig . .
- . - Dokumente.
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Schleswig-Holsteinisches
Landesverfassungsgericht
Der Prasident

Schleswig-Halsteinisches Landesveﬁassungsgencht
Brockdarif-Rantzau-Stralte 13, 24837 Schiaswig

L £
Schleswig-Holsteinischer Landtc;g;
Der Prasident
Landeshaus a
Postfach 71 21
24105 Kiel

T

rr"'hﬂ."

Aktenzeichen {Bitte stets angeben) Durchwahl Datum

LVerfG 6/10 1699 02.03.2010

lhr Zeichen

Sehr geehrte Damen und Herren,

hiermit stelle ich Ihnen die beim Landesverfassungsgericht eingegangene Wahlprifungsbe- '
schwerde zu. '

Das Verfahren hat das oben angegebene Aktenzeichen erhalten. Bitte geben Sie dieses Aktenzei-
chen bei allen Schriftsatzen an. '

Sie werden gebeten dem Gericht die Verwaltungsvorgénge tber das Emspruchsverfahren
des Beschwerdefuhrers méglichst zeitnah vorzulegen.

Ferner erhalten Sie Gelegenheit, sich zu dem Antrag binnén einer Frist von 1 Monat schriftlich zu
auflern. '

Der Berichterstatter dieses Verfahrens ist Dr. Flor.

Eine Abschrift meines Schreibens an den BeschWerdefither fuge ich bei.

Das Empfangsbekenntnis wird zuriickerbeten.

~ Mit freundlichen Griiken

Dr. Flor :
Prasident des Landesverfassungsgerichis

Beglaubigt:
-~ F
Jusiizangesteuté
Hausanscheift Telefon: 04521 86-0 E-Mail-Adresse: :
Brockdorff-Rantzau-Stralle 13 Telefax: 04621 861499 verwaitung@lverfg.landsh.de
Kein Zugang fUr elektroniseh signierte oder verschiisselte

24837 Schieswig
: Dokuments.
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An:  Schlesw.-Holst. __L__andesverfassungsgéricht {Schleswig)

Detreff: Beschwerde

Diese Mitteilunig hat 7 Seite(n) (inclusive dieser}.

Sehr geehrie Damen und Herren,

bitte die offiz. Beschwerdeschrift nebst Anlagen (6 Seiten) an das 1 andesverfassungsgericht weiterleiten.

Bitte Eingang bestatigen unter Nennung d. Aktenzeichens!

Ritte teilen Sie mir auch noch kurz mit, ob Sie die Beschwerdeschrift nebst Anfagen auch noch per Post

bendtigen.

Mit freundlichen Grifen



lt009



Schieswig - Holsteinische
i andesverfassungsgericht
Srockdorfi-Rantzau-Str. 13 -

D-24837 Schieswig

Retrefl: Beschiuss d. Schi-Holst. Landtages iiber Wahi v. 97.09.2008 [Az.: L 20 - 118)

Sehr geehrte Damen und Herren,

gegen den Beschiuss des Schieswig-Hoisteinischen Landtages in Kiel v. 28.01.2010 die Landtagswéh} v,
27.09.2000 fir giiltig 2u erkidren unter Zuriickweisung meines Einspruchs v. 19.10.2009 lege ich die zu-

|4ssige

Beschwerde

ein wie folgt:

3. der Beschluss d. Schiesw-Holst. Landtages in der Gestalt des Schreib_ens unter 0.g. Aktenzei-
chen v. 10.01.2040 {siehe Anlage — A-) wurde mir am 17.02.2010 &ls _Formiiche Zustellung”
durch die Deutsche Post zugestelit. Die Beschwerde er_fo!gt somit fristgerechi.

2. zur Begrilndung meinet Beschwerde fige ich zwecks Vermeidong v. Wiederholungen meinen

_ schriftl. Einspruch V. 19.10.2009 an die i.andeswahife'r[eiin {sihe Anlage ~ C -} bei.

3. erganzend zur Anfage - A-fiige ich eine Kopie der Drucksache 17/182 {siehe Anfage -B -} bei, &
die Bericht u. Beschlussempfehiung des innen - u. Rechtsausschusses d. Landtagesi, Grundiage
des Beschlusses d. Landtages am 28.01.2010. - '

Mit der-durch Mehrheitsbeschiuss d. Landtages getroffen Entscheidung und der Zuriickweisung meines
Einspruch kann ich mich nicht einverstanden erklaren.

Somit ist Beschwerde gebotent

Mit freundlichen Griissen

Anlagen A bis C /

Hinweis: Die Anlagen kénnen im Ausschussbiiro - Zi. 138 - [
eingesehen werden '

B2
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Hinweis: Die Anlagen können im Ausschussbüro  - Zi. 138 - eingesehen werden





Schlééwig Holsteinisches
Landesverfassungsgerlcht

Der Pras;dent

Scileswig-Holsisinlsches Landesverfassungsgericht .
Brockdorff-Rantzau-Stralle 13, 24837 Schleswig | P
¥ Schle

Schleswig-Holsteinischer Lgndtac
Der Prasident '

Landeshaus 108.¢ ' ) | | _
~Postfach 71 21 b _ , o ‘B
24105 Kiel EjDJ_
| A
Ihr Zeichen Aktenzeichen (Bitte stets angeben}) Durchwahl = Datum

LVerfG 8/10 1699 02.03.2010

Sehr geehrte Damen und Herren,

- hiermit stelle ich thnen die beim Landesverfassungsgericht eingegangene Wahlprifungsbe-
schwerde zu.

Das Verfahren hat das oben angegebene Aktenzeichen erhalten. Bitte gében Sie dieses Akienzei-
chen bei allen Schriftsatzen an. '

Sie werden gebeten, dem Gericht die Verwaltungsvorgénge Uber das Emspruchsverfahren
des Beschwerdefuhrers mogllchst zeitnah vorzulegen. '

Ferner erhalten Sie Gelegenheit, sich zu dem Antrag binnen einer Frist von 1 Monat schnftiich zU
aulern.

Der Berichterstaﬁer_dieses Verfahrens_ ist Dr. Flor.

Eine Abschrift meines Schreibens an den Beschwerdefiihrer flge ich bei.
Das Empfangsbekenntnis wird zuriickerbeten.

Mit freundlichen Griiflen

Dr. Flor

Prasident des Landesve ssungsgerichts

Beglaubigt:

Hausanschrift Telefon: 04621 86-0 E-Mail-Adresse:

Brockdorif-Rantzau-Strafte 13 Telefax: 04621 851499 verwaltung@lverfg.landsh.de
24837 Schleswig . Kein Zugang fur elekironisch signisrte oder verschiissslte

Dokurments.




01. Marz 2010

hipawin-Holsteinizches
Landesveriassungsgericht
Schleswig-Holsteinische N _ o o aams ok
erfas eri Bogany 02, MRZ 2010
Landesverfassungsgericht Ui / 7[& C.h
Brockdorff-Rantzau-Strafle 13 , /E‘s«:ﬂ_}{:%% 62 sisgen]
I 5 M (- B0
24837 Schleswig : 1 Li; (,w { (O (/ﬁ

Beschwerde gegen den Beschluss des Landtages ?om 28.01.2010 betreffend den
Einspruch gegen die Giiltigkeit der Landtagswahl 2009 -

Sehr geehrte Damen und' Herren,

hiermit beschwere ich mich gegen den Beschluss des Landtages vom 28.01.2010 in dem mein
Einspruch gegen die Giltigkeit der Landtagswahl abgewiesen wird. '

In dem mir am 18.02.2010(siche Anlage 1) zugegangenen Beschluss (siehe Anlage 2) wird
hinsichtlich der Griinde fiir die Ablehnung meines Eispruches, auf die anliegende
Landesdrucksache 17/192 mit dem auszugsweise beigefligten Bericht der Landeswahlleiterin
und das Protokollauszug der Landtagssitzung hingewiesen. Die einzige Begriindung fiir die -
Ablehnung meines Einspruchs ist hiernach ,Da der Landtag das LWahlG ... selbst
beschlossen hat, kann er einzelne Vorschrifien ... nicht selbst fiir nichtig erklédren®. (siche
Anlage 3).. _ ' ' '

Ich halte das LWahl@G, insbesondere die Regelung des §3 Abs. 5 Satz 3 LWahlG wegen des
Verstofles gegen den Grundsatz der Wahlgleichheit fiir verfassungswidrig.

Aus diesem Grund bitte ich sie die VerfassungsmaBigkeit des LWahlG zu priifen und meinem

Einspruch gegen die Landiagswahl zu entsprechen.

Mit freundlichen Griifien
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‘Torsten Geerdis -

Prasident des il % #
\:‘5‘; J—-

Schleswig- Holsteimschen Landtages ™w=

« Postfach 7121 = 24171 Kiel - '_ . “1]" ZEiCheﬂ:
thre Nachricht vom:

Schleswig-Holsteinischer Landtag

Mit Postzustellungsurk{jnde . Mein Zeichen: L 20 - 271 _
: Meine Nachricht vom: -

- Béarbeiter/in: Elke Harms
Telefon - (0431) 588-1102
Telefax . (0431) 988-1250
elke.harms@landtag.ltsh.de

12. Februar 2010

Ihr Einspruch gegen die Gliltigkeit der Wahl zum Sch!eswn;; Hoistemlschen
Landtag vom 27. September 2008 (lfd.-Nr. 271) ,

Sehr geehrter Herr &

der Schleswig-Holsteinische Landtag hat Ihren Einspruch gegen die Gultigkeit der
Landtagswahl in seiner 9. Sitzung am 28. Januar 2010 zuruckgewresen

" Hinsichtlich der Griinde dieser Entscheidung verweise ich auf den der anliegenden
| andtagsdrucksache 17/192 auszugsweise beigeflgten Bericht der Landeswahlleite-
rin tiber die Vorprisfung zur Entscheidung tber die Gultigkeit der Landtagswahl vom
27. September 2009 (Vorprifung nach § 65 Landeswahlordnung) sowie auf die als r
Protokollauszug beigefigten Ausfihrungen des Berichterstatters des Innen- und
Rechtsausschusses in der Landtagssitzung am 28. Januar 2010.
Der Landtag hat sich den dort dargelegten Erwagungen angeschlossen.

Rechtsmittelbelehrung
Gegen den Beschluss des Landtages kann binnen zwei Wochen nach Zustellung die-

_ses Bescheides Beschwerde bei dem Schleswig-Holsteinischen Landesverfassungs-
gericht, Brockdorff-Rantzau-Strafie 13, 24837 Schleswig, eingelegt werden (§ 43
Abs. 2 Landeswahlgesetz). Die Beschwerde kann schriftlich oder zur Niederschrift des

Urkundsbeamten eingelegt werden.

Mit freundiichen Grilien

LANDESHAUS - Disternbrooker Weg 70 = 24105 Kiel
Postfach 7121 - 24171 Kiel - Telefon (0431} 988-0 - E-Mali Reglslralur@mndiagitsh de
Busverbindung: Liniz 51 Reventicubricke - Linie 41/42 Landtag




40

Die von der Einspruchsflihrerin veriretene Auffassung, dass im Rahmen des
Mehrsitzausgleichs die errungenen Mehrsitze (Uberhangmandate) nicht auf
die zum Ausgleich zu vergebenen weitgren Sitze angerechnet werden diirfter,
lasst srch aus der’ Vorschnft des § 3 Abs. 5 LWahi G mcht herleiten

. Insoweit wird auf die Bewertung des Einspruchs des’ Herrn Prof. Dr u | _ 1
(Ziﬁ’ 3.3) verwiesen. _ . o

Soweit in.der Emspruchsbegrundung die Auffassung vertreten wwd die Rege—
lung.des § 3 Abs. 5 Satz 3 LWahiG sei wegen VerstoRBes gegen den Grund-
satz der Wahlgleichheit verfassungswidrig, merke ich hierzu Folgendes an:
Da der Landtag das LWahlG unter Priifung der VerfagsungsmaRigkeit selbst
beschlossen-hat, kann er éinzslne Vorschriften gerade auch angesichts der
umfassenden verfassungsrechfhchen Uberpriifungsméglichkeit durch das Ver-
fassungsgericht nicht selbst fiir nichtig erkl&ren. Daher kann die Frage der Ver- _
" fassungskonformitdt des LWahiG im Rahmen der. Wahlpriifung durch den .
. Landtag dahinstehen (vgl. fiir den Bundestag: Schreiber, a. a. 0. §49, Rn. 17
unter Hinweis auf die standlge Rechtsprechung des BVerfG) '







Schleswig-Holsteinisches -
Landesverfassungsgericht

Der Prasident

Schleswig-Holsteinisches Landesverfassungsgericht - '
Brockderff-Rantzau-Strae 13, 24837 Schieswi

Silisy:

Schleswig—Ho’]steinischer

Der Prasident
Landeshaus o £08.03.91
Postfach 71 21 4
24105 Kiel Expl. _
- jLP i L ] L1
" lhr Zeichen Aktenzeichen {Bitte stets angeben) Durchwahl ) Datum
LVerfG 9/10 1699 02.03.2010

Sehr geehrie Damen und Herren,

hiermit stelle ich thnen die beim Landesverfassungsgericht eingegangene Wahlprofungsbe-
schwerde zu. )

Das Verfahren hat das oben angegebene Aktenzeichen erhalten. Bitte geben Sie dieses Aktenzei-
chen bei allen Schriftsatzen an. '

Sie werden gebeten, dem Geriéht die Verwaltungsvorgénge Uber das Einspruchsﬁerfahren
der Beschwerdeflhrerin méglichst zeitnah vorzulegen. :

Ferner erhalten Sie Gelegenheit, sich zu dem Antrag binnen einer Frist von 1 Monat schriftlich zu
aultern.

Der Berichterstatter dieses Verfahrens ist Dr. Flor,

Eine Abschrift meines Schreibens an die Beschwerdefihrerin fuge. ich bei.

 Das Empfangsbekenntnis wird zuriickerbeten.

Mit freundlichen GriRen
Dr. Flor

Prasident des Lanje’s;/fj‘agggn\gsgerichts
ES LAND :
%\rp\ ; Sy

Beglaubigt: P hé%—,ﬁ;

d.L
|

e
“‘%’:

Justizangestdlite

Hausanschrift Tetefon: 04621 86-0 E-Maii-Adresse:

Breckdorff-Ramtzau-Stralle 13 Telefax: 04621 861409 verwaltung@iverfg.landsh.de
Kein Zugang fir elekiranisch signierte oder verschlissette
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Schieswig-Holsteinisches
Landesverfassungsgericht
Brockdorff-Rantzau-Stralie 13
24837 Schleswig

Zuriickweisung meines Einspruches v. 09.11.2009

‘ Bezug nicht Voﬂstandlg ausgeglichene Uberhangmandate der Landtagswahl
Schlesmg—Holstem vom 27. 09. 2009.

Wegen der Zuriickweisung meines Emspruchs v.09. 11. 2009 lege ich hiermit
Beschwerde cin.

Begriindung: - |
Wie schon in meinem o g Einspruch erwihnt, sche 1ch die nicht vollsténdig aus-

geglichenen Uberhangmandate als nicht verfassungskonform im Sinne der
Landesverfassung Art. 10 Abs. 2 Satz 3 (Verhéliniswahlrecht) an
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~ Sehr geehrie Damen und Herren,

hiermit stelle ich Ihnen die beim Landesverfassungsgericht eingegangene Wahlpriifungsbe-
schwerde zu.

Das Verfahren hat das oben angegebene Aktenzeichen erhalten. Bitte geben Sie dieses Aktenzel-
chen bei allen Schriftsatzen an.

Sie werden gebeten, dem Gericht die Verwaltungsvorgénge (ber das Einspruchsveffahren
des Beschwerdefuhrers moglichst zeitnah vorzulegen. '

Ferner erhalten Sie Gelegenheit, SiCh zu dem Antrag binnen einer Frist von 1 Monat schrlfthch zu
aullern.

Der Berichterstatter dieses Verfahrens ist Dr. Flor.

Eine Abschrift meines Schreibens an den Beschwerdefihrer flge ich bei.
Das Empfangsbekenntnis wird zur{ickerbeten.

Mit freundlichen Griiften e

Dr. Flor

Préasident des Landésverfassungsgerichts
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Zuriickweisung meines Einspruches v. 09.11.2009

Bezug: nicht vollsténdig auégeglichene Uberhangmandate der Landtagswahl
Schleswig-Holstein vom 27. 09. 2009.

Wegen der Zuriickweisung meines Einspruchs v.09. 11. 2009 lege ich hiermit
Beschwerde ein. - -

Begrlindung:
Wie schon in meinem o g Einspruch erwahnt, sehe ich die nicht vollstindig aus-

peglichenen Uberhangmandate als nicht verfassungskonform im Sinne der
Iandesverfassung Art. 10 Abs. 2 Satz 3 (Verhiltniswahlrecht) an
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Schleswig-Holsteinischen
Landtag
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Ihr Zeichen

LVerfG 12/10

Sehr geehrte Damen und Herren,

hiermit stelle ich Thnen die belm Landesverfassungsger;cht eingegangene Wahlprufungsbe—

schwerde Zu.

Das Verfahren hat das oben angegebene Aktenzeichen erhalten. B:tte geben Sie dieses Aktenzei-

chen bei allen Schriftsétzen an.

Sie erhalten Gelegenheit, sich zu dem Antrag binnen einer Frist von 1 Monat schriftlich zu duRern.

Der Berichterstatter dieses Verfahrens ist Dr. Flor.

Eine Abschrift meines Schreibens an den Beschwerdefuhrer fuge ich bei. 7

Das Empfangsbekenntnis wird zurlickerbeten.

Mit freundlichen Griifien
Dr. Flor

Beglaubiat:

Justizangestellte

Akitenzeichen {Bitte stets angeben) '

Datum

04.03.2010

Durchwahi

1699

04621 8&-2
04621 851499

Telefon:
Telefax:

Hausanschrift
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Landesverfassungsgericht des Landes Schleswig-Holstein
Brockdorff-Rantzau-Str. 13

24837 Schleswig

Beschwerde gegen den Beschluss des Landtages, '
meinen Einspruch gegen die Gitltigkeit der Landtagswahl vom 27. September 2009 zariickzuweisen

Sehr geehrtes Hohes Gericht,

mit Schreiben vom 12.02.2010, welches mich am 25.02.2010 mit Postzustellungsurkunde erreichie, teilte
mir der Prasident des Schleswig-Holsteinischen Landtages mit, dass mein ,,Einspruch gegen die Glltig-
keit der Wahl zum Schleswig-Holsteinischen Landtag vom 27. September 2009 (1fd.-Nr. 375)"

vom Schleswig-Holsteinischen Landtag in seiner 9. Sitzung am 28. Januar 2010 zuriickgewiesen wurde.

Gegen diesen Beschluss des Landtages lege ich hiermit bei [hnen Beschwerde ein.

~ Begriindung: -

Bei der Uberpriifung des Ergebnisses der Landtagswahl vom 27.09.2009 in Schieswig- Holstein habe ich
festgestellt, dass die erfolgte Mandatszuteilung an die Parteicn gegen das Landeswahlgesetz verstéBL Da
dieser Wahlfehler fiir Entscheidungen des Landtages (z.B. fiir die Regierungsbildung) von grofler Be-
devtang war und ist, habe ich gegen die Zustimmung des Landtages zur von der Landeswahlleterin vor-
genommenen Mandatszuteilung beim Landtag form- und fristgerecht Einspruch eingelegt.

Von einem Wahifehler kann man hier sicherlich ohne {Tbertreibung sprechen, denn das Bundesverfas-
sungsgericht (B VerfG) schreibt in einem Urteil des Zweiten Senats vom 03. Juli 2008 - 2 BvC 1/07, 2
ByC 7/07, ans dem ich unten noch wiederholt zitiere, im Absatz 131: '

_FEin Wahlfehler liegt immer dann vor, wenn durch die geltend gemachte Rechtsverletzung-die gesetzmi-
Bige Zusammensetzung der zu wihlenden Kérperschaft berithrt sein kann (vl BVerfGE 29, 154 -165-;

40, 11-29-; 59, 119 -123-).
Da der Landtag sich mit meinem Einspruch nicht gesondert befasst hat, da er angeblich ,;mit dem Ein-
spruch der Frau Elke S. (Anlage 18) textlich und inhaltlich identisch® ist — siche Drucksache 17/192 des

f.andtages und auch den , Bericht {iber die Vorpritfung ...“ -, wiederhole ich nachfoigend Teile der Be-
grﬁndung meines Binspruches, weil ich den Einspruch der Fran Elke $.“und ihre Argumentation nicht

kenne.

Voranstellen mochte ich den Gesetzestext, um den es bei der strittigen Mandatszuteilung geht. Ersteht im

§ 3 Absatz § des Landeswahigesetzes und lautet:

{5) Ist die Anzahl der in den Wahlkreisen fiir eine Partei gewéhlten Bewerberinnen und Bewerber grifier
iger Sitzanteil, so verbleiben ihr die dariiber hinausgehenden Sitze (Mehrsitze). In

als ihr verhiltnismal
.




diesem Fall sind auf die nach Absatz 3 Satz 2 und 3 noch nicht beritcksichtigten nichstfolgenden Hochst-
zahlen so lange weitere Sitze zu verteilen und nach Absatz 3 zu besetzen, bis der letzte Mehrsitz durch
den verhiltnisméBigen Sitzantel gedeckt ist. Die Anzahl der weiteren Sitze darf dabei jedoch das Dop-
pelte der Anzahl der Mehrsitze nicht iibersteigen. Ist die nach den Sétzen [ bis 3 erhthte Gesamtsitzzahl
eine gerade Zahl, so wird auf die noch nicht beriicksichtigte Hochstzahl ein zusdtzlicher Sitz vergeben.”

-In diesem § 3 Abs. 5 LWahlG taucht der Begriff ,Sitz" insgesamt zehnmal auf, aber immer in einer
Kombination mit anderen Worten oder Wgrtteilen oder mit einer Ergénzung, z.B. ,verhiltnismafiger
Sitzanteil“, , Mehrsitze®, ,weitere Sitze“,i{,zusiitzlicher Sitz* und ,dariber hinausgehenden Sitze (Mehr-

sitze)". Durch diese Erginzungen bzw. Kombinationen hat der Gesetzgeber eindeutige Unterscheidungen - -
getroffen und klar zum Ausdruck gebracht, wie die Mandatsverteilung nach einer Wahl zu erfolgen hat.

Zuerst zum Begriff ,verhiltnismaBiger Sitzanteil™:

- Mit der Verwendung des Begriffes _verhiltnismaBiger Sitzanteil* hat der Gesetzgeber gleich an zwel
Stelien deutlich gemacht, dass die Parteien bei der Mandatszuteilung so viele Sitze im Parlament erhalien
sollen, wie es ihrem prozentualen Zweitstimmenanteil bei der Wahl entspricht. Die Zusammensetzung )
des Parlaments soll den durch die abgegebenen Zweitstimmen bekundeten Wihlerwilten méglichst genau
widerspiegeln. Dies sieht auch das BVerfG als richtig und wichtig ani: ,,Die Zahl der einer jeden Partet
sufallenden Sitze soltie sich zur Gesamtzah! der Sitze des Parfaments so verhalten wie die Zahl der fiir
diese Partei abgegebenen giiltigen Zweitstimmen zur Gesamtzah! aller giiltigen Zweitstimmen.” (s.o.,

Absatz 28). ' . 7

Der ,,Grundsatz der Mehrheitsentscheidung® ist nimlich ein wesentliches und pnverzichtbares Merkmal
der Demokratie, wie das Bundesverfassungsgericht schon bei dem Verbot der KPD 1956 in seiner dama-

ligen Urteilsbegriindung festgestellt hat.

Eine Bevorteilung einzelner Parteien bei der Mandatszuteitung durch den Gewinn von Uberhangmanda-
ten, der ohne Ausgleich immer mit einer Benachteiligung der anderen Parteien verbunden ist, hat der
Gesetzgeber in und fiir Schieswig-Holstein - anders als im Buad — sicherlich auch deshalb nicht gewollt

und abgelehnt.

Da der Geseizgeber fiir Schieswig-Holstein aber gleichzeitig will, dass Parteien ihre gewonnenen Uber-
hangmanda’ie behalten, hat er deshalb die Vergabe von Ausgleichsmandaten im Gesetz vorgesehen, um so
den , verhaltnismaBigen Sitzanteil” fiir alle Parteicn im Parlament wieder herstellen zu kénnen. Da fur
deren Vergabe kein anderes Verfahren im Gesetz genannt wird, giit auch daflir das vom Gesetzgeber
beschlossene d Hondt sche Hochstzahiverfahren fiir die Mandatszuteilung.

Deshalb sind diesmal die 11 Uberhangmandate, die die CDU von Schleswig-Holstein mit 31,5 % der
abgegebenen giiltigen Zweitstimmen bei der Landtagswahl gewann und die sie laut Gesetz auch behalten
darf und soll, durch 20 Ausgleichsmandate auszugléichen, weil nur so der _verhiltnismaBige Sitzanteil”
fiir alle Parteien bei der Mandatszuteilung im Sinne des Gesetzes in etwa hergestellt wird. Denn wenn die
CDU mit 31,5 % der abgegebenen Stimmen 11 Mandate mehr bei der Mandatszuteilung erhélt, als es .
ihrem ,verhiltnismiBigen Sitzanteil” entspricht, dann sind nach d'Hondt nun einmal 20 Ausgleichsman-
date — nach Hare-Niemeyer wiren es sogar noch mehr gewesen - {iir die anderen ins Parlament einzie-
henden Parteien mit zusammen 63 % der abgegebenen giiltigen Zweitstimmen zu vergeben, damit die

oben erlauterte Forderung des Gesetzgebers erflillt wird.

‘Mit nur 14 (+ 1) verteilten Sitzen als Ausgleich, die jetzt vergeben wurden, und nur 93 vergebénén' Sitzen
insgesamt erfifilt man diese Forderung jedenfalls nicht, was rechnerisch leicht zu beweisen ist:

' Die CDU erhilt danach mit 31,5 % der Stimmen 35,79 % der Sitze (34 von 93),
wihrend z B.die Griinen mit 12,4 % der Stimmen nur 12,63 % der Sitze {12 von 95) _
und die Linke mit 6,0 % der Stimmerrnur 6,32 % der Sitze (jetzt 6 statt vorher 5 von 95) erhalten!

Die CDU ist also der grole Gewinner bei dieser Mandatszuteilung, weil die Landaswghileiterin und der
Wahlausschuss des Landtages und jetzt anch der Landtag sich geweigert haben, alle Uberhangmandate
durch Ausgleichsmandate auszugleichen: Sie verweigerten einfach fiir 3 Mehrsitze den Ansgleich!
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Dies beeintrichtigt dic Stimmengleichheit bei dieser Wahl in. eklatanter Weise, was nicht sein darf, wie
das BVerfG im oben zitierten Urteil im Absatz 96 und im Absatz 103 feststellt, wo es heifit: ,Die Er-

- folgswertgleichheit fordert, dass der Erfolgswert jeder Stimme, fiir welche Partei sie auch immer abgege-
ben wurde, gleich 1st.” :

Der Forderung des Gesetzgebers nach Hersteflung des verhiltnismaBigen Sitzanteils” hitte man jeden-
falls viel besser entsprochen, wenn man diesmal 20 Ausgleichsmandate und ein ,,Mandat zur Herstellung
einer ungeraden Abgeordnetenzahl “ und damit insgesamt 101 Sitze vergeben hitte, so wie es auch das

(esetz verlangt:
Die CDU erhielte darn mit 31,5 % der Stimmen 33,66 % der Siize (34'v0n 101),

wiihrend z.B. die Griinen mit 12,4 % der Stimmen dann 13,68 % der Sitze (13 von 101)
und die Linke mit 6,0 % der Stimmen dann 5,94 % der Sitze (6 von 101) erhalten wiirden!

(Dass grofie Parteien bei der Mandatszuteﬂung generell etwas bevorzugt werden, war vom Gesetzgeber
bei seiner Entscheidung fiir das Verfahren nach d"Hondt gewollt. Das Verfahren nach Hare-Niemeyer

. z.B. ist fiir die kleinen Parteien bekanntlich giinstiger.)
Nun 7u den Begriffen ,,Mehrsitze®, , weitere Sitze™ und ,,zusitzlicher Sitz™;

Im obigen Gesetzestext steht der Begriff , Mehrsitze* ganz eindeutig fiir den heute geldufigeren Begriff
Uverhangmandate®, den auch das BVerfG daftir verwendet. Mit ,,Mehrsitze” meinf e nur die Uber-
hangmandate, und die sind im Sinne des Gesetzgebers nicht gleichzeitig Lweitere Sitze“.

Mit , weitere Sitze™ hat der Gesetzgeber ganz eindeutig nur die ,,Aus gleichsmandate gemeint. Er unter-
scheidet im Gesetzestext deshalb auch ganz klar zwischen ,,Mehrsitzen = Uberhangmandaten, ,, weiteren
Sitzen = Ausgleichsmandaten® und ,,zusétzlicher Sitz = Mandat zur Herstellung einer ungeraden Abge-

ordnetenzahi®.

So heift es z.B. im ersten Satz des § 3 Abs. 5 LwahlG: ,Ist die Anzahl der in den Wahlkreisen fiir eine
Partei gewihlten Bewerberinnen und Bewerber grofier als ihr verhaltnismaBiger Sitzanteil, so verbleiben
ifir die dariiber hinansgehenden Sitze (Mehrsitze).

Das bedeutet unmissverstindlich, dass mit ,,Mehrsitze® Uberhangmandate gemeint sind und dass eine
Partei ihre gewonnenen Uberhangmandate-als ,,Mehrsitze® behalten darf.

Weiter heiBt s dort dann: ,In diesem Fall sind auf die nach Absatz 3 Satz 2 und 3 noch nicht beriicksich-
tigten nichstfolgenden Hochstzahlen so lange weitere Sitze zu verteilen und nach Absatz 3 zu besetzen,
bis der letzte Mehrsitz durch den verhaltnismaBigen Sitzanteil gedeckt ist.”

Das bedeutet wisderum, dass erst nach der Verteilung der reguldren Sitze und dér Mehrsitze (Uberhang-
mandate) — aber wirklich erst dann — weitere Sitze (= Ausgleichsmandate) zu vergeben sind, um den
_verhaltnisméBigen Sitzanteil” fir alle Parteien bei der Mandatszuteilung durch deren Verteilung wieder
herstellen zu konnen.

Mit ,,Weitere Sitze® sind laut Gesetz eindeutig nur die ,, Ausgleichsmandate® gemeint. Und deshalb kann
und darf man die ,Mehrsitze“ (Tberhangmandate) bei der Berechnung, wie viele ,,weitere Sitze® (Aus-
gleichsmandate) fiir die Herstellung des verhiltnismiBigen Sitzanteils“ als Ausgleich nétig und zu ver-
geben sind, nicht gleichzeitig als , weitere Sitze™ mitzéhlen, wie dies die Landeswahlleiterih getan und
der Landtag akzeptiert hat. ' :

Dass der Begriff , weitere Sitze* gleichzustellen ist mit dem Begriff ,Ausgleichsmandate™, hat auch das

VG Schleswig in einem Urteil vom 15.12.2005 unter dem Az.6 A237/05 festgestellt. Wenn ein Herr —

vom Innenministerium SH am 02. Juni 2008 in einer Stellungnahme zu diesem Komplex dies Urteil nicht
als bindend anerkennt, weil — ich zitiere - ,in dem (Urreil) ohne vertiefte Auseinandersetzung mit der
komplexen Materie des § 10 Abs. 4 GKWG der Begriff weitere Sitze® ohpe eine Erlduterung mit dem
Begriff , Ausgleichsmandate” gleichgestellt wird®, dann liegt er damit falsch.
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Damit der Wille des Gesetzgebers noch deutlicher wird, habe ich in dem entsprechenden Gesetzestext
einmal das Wort ,,Mehrsitze® durch das Wort ,,Uberhangmandate” und die Worte ,weitere Sitze® durch
das Wort ,,Ausgleichsmandate® ersetzt. Der entsprechende Gesetzestext wiirde dann wie folgt lauten:

,(5) Ist die Anzahl der in den Wahlkreisen fiir eine Partei gewthlten Bewerberinnen und Bewerber griifler
als ihr verhaltnisiiBiger Sitzanteil, so verbleiben ihr die dariiber hinausgehenden Sitze ( Uberhangman-
date). In diesem Fall sind auf die nach Absatz 3 Satz 2 und 3 noch nicht beriicksichtigten nichstfolgenden
Héchstzahlen so lange Ausgleichsmandate zu verteilen und nach Absatz 3 zu besetzen, bis das lefzte
Uberhangmandat durch den verhalinismaBigen Sitzanteil gedeckt ist. Die Anzahl der Ausgleichsmandate
darf dabei jedoch das Doppelte der Anzahl der Uberhangmandate nicht ibersteigen. Ist die nach den
Satzen 1 bis 3 erhohte Gesamisitzzahl eine gerade Zahl, so wird auf die noch nicht beriicksichtigte
Hochstzahl ein zusitzlicher Sitz vergeben.® '

Auf die 11 Uberhangmandate fiir die CDU hitte man lant Gesetz also maximal 22 Ausgleichsmandate
und — falls nétig - ein ,Mandat zur Herstellung einer ungeraden Abgeordnetenzahl* vergeben diirfen.
Dieser Rahmen muss diesmal aber gar nicht voll ausgeschipft werden, denn nach d’Hondt sind bei dieser
Wah! ,,nur 20 Ausgleichsmandate und zusétzlich ein ,,Ungerademandai® zu vergeben.

Dass jetzt den anderen Parteien aber nur insgesamt 15 (14 + 1) Mandate zugeteilt und drei Uberhang-
mandate der CDU einfach nicht ausgeglichen wurden, ist eindeutig falsch und gesetzwidrig und muss

deshalb korrigiert werden.

Gestatten Sie mir bitte abschliebend emige Absatze und Anmerkungen, um Thnen zu zeigen, worem es
mir geht — und woram nicht. '

Mein Ziel war und ist es nicht, dass noch mehr Abgeordnete im Landtag sitzen. 95 oder sogar 101 Abge-
ordnete im neuen Landtag von Schleswig-Holstein sind sicher viel zu viele. Aber fiir alles Klagen und
Jemmern iiber die vielen Abgeordneten ist es jetzt zu spit. Diese Aufblihung des Parlamentes hitte der
alte Landtag ndmlich durch rechtzeitige Anderung des Wahlgesetzes (z.B: durch viel weniger Wahlkrei-
se) verhindern kdnnen - und miissen. Das hat er versaumt, und die (zu) vielen Abgeordneten sind die

~ Folge davon.

Dies miissen wir jetzt aber alle so hinnehmen. Das gilt auch fiir die Wahlleiterin, den Wahlausschuss und
den neuen Landtag. Bei der Mandatszuteilung haben sich aile strikt an das dafiir geltende Gesetz zu hal-
ten. Im § 74 des Landesbeamtengesetzes steht: (1) Die Beamtin oder der Beamte hat folgenden Dienst-
eid zu leisten: Ich schwore, Verfassung und Gesetze zu beachten und meine Amtspflichten treu und ge-
wissenhaft zu erfitllen, so wahr mir Gott helfe.” Im Zweifel sind fiir Beamte, fiir Wahlleiter, fir Wahlaus-
schiisse und auch fir Abgeordnete immer die Gesetze entscheidend. Sie zu beachten, darauf wurden sie
vereidigt - und nicht darauf, davon abweichende Rechtsauffassungen von Parteien, Ministern oder deren

Mitarbeitern durchzusetzen - oder das, was politisch gerade opportun erscheint!

Mir geht es hier nicht um mehr Abgeordnete, um eine andere Regierung oder um die Unterstiitzung der
Opposition, sondern einzig und allein darum, dass bei uns die Gesetze und das Recht beachiet werden.
Tch mdchte den Rechtsstaat verleidigen und als Lehrer meine Schiiler dazu erziehen, dies auch zu tun.
Das kann und wird mir aber nur gelingen, wenn die Schitler erkennen konnen, dass auch ,die da oben®

stets die Gesetze und das Recht beachten:
Rechtsverstdfie von oben® erschweren leider in hohem MaBe die ,,Bildung von unten®!

Und noch eine Anmerkung: _
Natiirlich wire es besser gewesen, wenn das LWahlG so gefasst worden wire, dass auch ein ,,Otto Nor-
malverbraucher” die Regel iiber die Vergabe von Ausgleichsmandaten sofort verstehen kénnte. In einem
Schreiben vom 12. Juni 2008 an den ltzehoer Biirgermeister Blaschke hatte ich mich bereits um die For-
mulierung einer . Gebrauchsanweisung™ fiir die Wahlleiter/innen fiir den Fall von zu berechnenden Aus-
gleichsmandaten bemitht. Jch habe damals folgenden Text vorgeschlagen, den ich hier noch einmal - jetzt
speziell anf das LWah]G gemiinzt und weiter gekiirzt — wiederhole: '
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"..Sind bei einer Wah! Uberhangmandate fiir eine Partei entstanden, ist auf der Grundlage des § 3 des

L WahlG ein Verhiltnisausgleich fitr die anderen Parteien vorzunehmen. Dazu wird die Anzahl der gilti-
gen Zweitstimmen, die fir eine durch Uberhangmandate bevorteilte Partei 2bgegeben wurden, dutch die
Zahl ihrer insgesamt erworbenen Sitze — also einschlieflich ihrer gewonnenen. Uberhangmandate ge- -
teilt. Die so errechnete Zaht ist dann die letzte (niedrigste) Hachstzahl, bis za der von oben Ausgleichs-
mandate gem#f dem d’Hondt’ schen Hochstzahlverfahren an die anderen Parteien mit noch nicht beriick-
sichtigtén Hochstzahlen zu vergeben sind, wobei die Anzahl der Ausgleichsmandate das Doppelte der '

Anzahl der Uberhangmandate nicht iibersteigen darf.”

(Die Vergabe eines ,,Ungerademandats® sollte man in einem neuen Wahlgesetz einfach streichen, denn
auch im Bundestag sitzt im Normalfall mit 598 Abgeordneten eine gerade Abgeordnetenzahl.)

Dann wiére sicherlich allen kiar gewesen, dass es fiir alle Teﬂungszahi_en der anderen Parteien, die grofler
als 14.812 (fiir Sitz 34 der CDU)sind, Ausgleichsmandate fiir die anderen Parteien hétte geben miissen.

Urd noch etwas:

Wer die gariz sicher mit Bedacht gewahiten Kombinationen um den Begriff ,,Sitz* im besagien Geset-
zestext nicht richtig deuten kann, wird den Willen des Gesctzgebers und seine leider fiir viele nicht sofort
versténdliche, aber letztlich doch klare und unmissversténdliche Handl ungsanweisung an die Wahlleiter
und Wahlausschiisse fiir die Mandatszuteilung im Falle von gewonnenen Uberhangmandaten auch mcht
erkennen konnen und deshalb vielleicht eine falsche Mandatszuteilung vornehmen.

Berechtigt ist hier sicher aber auch der Hinweis, dass das Nlchterkennen der Absicht des Gesetzgebers fiir
die groBen Parteien CDU und SPD und auch fiir die jetzige Regierungsmehrheit im Landtag (CDU und
FDP) vor groBem Vorteil war oder ist. Vielleicht besteht deshalb bei ihnen auch kein grofes Interesse,
den Geseizestext anders als die Landeswahlleiterin auszulegen. Schon bei Aristoteles kann man nachle-
sen, dass Menschen bei ihrem Handeln stets ihren Vorteil suchen. ...

Tch bitte Sie hoflichst darum, dafiir Sorge 7u tragen, dass die Sitzverteilung im Landtag korrigiert wird.

Mit freundlichen Griifien

Anlage: 2 Seiten ,,Zur Sitzverteilung bei Wahlen im Schleswig- -Holstein®
| Seite  Noch: 2.2 Sitzverteilung®, eine von mir handschriftlich korrigierte Seite aus dem

Bericht der Landeswahlleiterin, der die vorgenommenen Korrekturen noch nicht berticksichtigt.




Zur Sitzverteilung bei Wahlen in Schleswig-Holstem
Bei Kommunalwahlen und Landtagswahlen in Schleswig-Holstein erfolgt die Sitzverteilung an die Parteien bzw.
Wihlergruppen nach dem Hochstzahiverfahren des belgischen Mathematikers Victor d"Hondt, Der Name steht zwar
nicht in den entsprechenden Gesetzen, aber auch die Landeswahlleiterin spricht in ihrem Bericht von der letzten

(E'

Landtagswah! von einer ,,2.23 Berechnung der Sitzverteilung nach d"Hondt*™: Es giit das ,,System d'Hondt*!

Wie das ,.d"Hondt sche Hachstzahlverfahren® funktioniert und wie eine LSitzverteilung nach d' Hondt* zu erfolgen hat,
soll nachfolgend am Beispiel einer fikiiven Wahl des Klever Gemeinderates verdeutlicht werden,

Einwohnerzahl von Kleve: etwa 600. Wahlberechtigte: eta 480. Wihler: etwa 320 bis 400.
Zu wihlende Gemeinderatsmitglieder: 9 Davon sind direkt zu wihlen: 5 Zur Wah! angetretene Parteien: 4

Jeder Wihler hat 5 Stimmen.
i. fiktives Ereebnis der Wahl:

Partei X Partei Y Parte; 2 Parteit W

Mit den Kandidaten Mit den Kandidaten Mit den Kandidaten Mit den Kandidaten

A 160 Stimmen D G 150 Stimmen D M 128 Stimmen D R 0 Stimmen

B 140 Sttimmen D H 130 Stimmen D~ N 100 Stimmen - S 0 Stimmen .

C 120 Stimmen I 100 Stimmen 0 60 Stimmen T 0 Stimmen

D 100 Stimmen J 70 Stimmen |P 50 Stimmen U 0 Stimmen

E 80 Stimmen K 50 Stimmen 0 65 Stimmen V 0 Stimmen
600 Stimmen 500 Stimmen 404 Stimmen . ( Stimmen

Die § Kandidaten A, G, B, H und M werden direkt gewahlt: Sie erhalten von allen Kandidaten die meisten Stimmen!

~ Nach dem d Hondt* schen Verfahren wird dann ermittelt, wieviel Sitze den Parteien aufgrund der fiir sie msgesamt
abgegebenen Stimmen jeweils zustehen.

Dazu schreibe man die fiir die einzelnen Parteien insgesamt abgegebenen Stimmen nebeneinandey. Dann teile man sie
alle nacheinander durch 1, 2, 3, 4, 5 usw und schreibe die jeweils errechneten (abgerundeten) Ergebnisse untereinan-
der. AnschlieBend werden die zu vergebenden Sitze (hier also 9) nacheinander an die jeweils hochste Zahl vergeben:

Partei X: 600 Stimmen_ Partei Y: 500 Stimmen Partei 7. 404 Stimmen Partei W scheidet aus
01 600 (1) 500 (2) 404 (3)
) 300 (4) ' 250 (5) 202 {6)
'3 200 (N 166 {8) 134
4 130 (%) 125 101
5 120 S 110 80

Partei X stehen fiir die Hichstzahlen 600, 300, 200 und 150 insgesamt vier Sitze zu: Neben den direkt gewdhlten A

und B ziehen C und D iiber die Liste ins ,,Klever Parlament™ ein.
Partei Y stehen fiir ihre Hiichstzahlen 500, 250 und 166 drei Sitze zu: Neben den direkt gewéhlien G und H zieht I

iiber die Liste in den Klever Gemeinderat ein.
Partei Z stehen fiir die Héchstzahlen 404 und 202 zwei Sitze za: Neben dem direkt gewah?ten M kommt N tiber die .

Liste seiner Partei in den Gemeinderat,

Was sich indern wiirde, wenn die Klever Biirger alle vier Parteien mit gleich viel Stimmen wie oben bedacht hatten
aber ihre St1mmen auf die einzelnen Kandidaten anders (wie unten) verteilt hitten, zeigt das néchste Beispiel:

2. ﬁktives_Ergebnis der Wahi.

Partei X Parte1 Y Partei Z Partel W

Mit den Kandidaten Mit den Kandidaten Mit den Kandidaten Mit den Kandidaten

A 122 Stimmen D G 100 Stimmen M 81 Stimmen R 0 Stimmen

B 121 Stimmen D H 100 Stimmen _ N §] Stimmen S 0 Stimmen

C 120 Stimmen B 1 100 Stimmen 0 §1 Stimmen T. 0 Stimmen

D 119 Stimmen D ] 100 Stimmen P 81 Stimmen U 0 Stimmen

E 118 Stimmen D K 100 Stimmen O 80 Stimmen V__0 Stimmen
600 Stimmen 500 Stimmen 404 Stimmen 0 Stimmen




Die 5 Kandidaten der Partei X {A, B, C, D und E) werden hier alle direkt gewihlt, da sie die meisten Stimmen erhalten
haben. Sie behalten nach dem Kommunalwahlgesetz (und dem Landtagswahlgesetz) ibre Sitze, obwohl der Partei X
 bei ihrem Gesamtergebnis eigentlich nur 4 Sitze zustehen. Partei X gewinnt aiso ein , Uberhangmandat®.

Uberhangmandate kénnen nur in einem gemischten Wahlsystem entstehen, z.B. in unserem ,personalisiertem Verhlt--

niswahlsystém®, das eine Kombination aus ,,Mehrheitswahisystem™ (1. St.) und ,;Verhéltniswahlsystem (2. St.) ist.

Bei Wahlen in SchleSWLg—Holstem sollen dann aber — anders als bisher im Bund - |, Ausgleichsimandate™ an die anderen
Parteien vergeben werden, um einen ,,verhiitnisméfBigen Sitzanteil* fiir alle zu erreichen. Die Zah! der Ausgleichs-
mandate ist jedoch begrenzt: Sie darf nicht mehr als das Doppelte der vergebenen Uberhangmandate betragen!

Auch die Ausgleichsmandate sind nach dem d"Hondt* schen Verfahren zu vergeben: Da Partei X ihr Uberhangmandat
{Sitz 5) fiir die Hochstzahl ,,120* erhalten hat, wird fiir alle noch nicht berlicksichtigten Hochstzahlen der anderen

Parteien, die gréBer als 120 sind, ein ,,Ausgleichsmandat” vergeben. Das erste (siche unten) bekommt die Partei Z fiir

ihre bis dahin noch nicht beriicksichtigte Héchstzahl 134, das zweite erhilt die Partel Y fiir thre Hichstzahl 125,

Partei W scheidet aus

Partei X 600 St Partei Y: 500 St Partei 7. 404
1 600 (1) 500 (2) © 404 (3
2 300 (4 250 (5) 202 (6)
23 200 (7). 166 (8) 34 (Al
4 3¢ (%) 125 (A2) 101 (L) —  aber nur bei einer
05 120 () 100 80 Landtagswahli
‘6 100 83 67

Partei X erhilt durch das gewonnene Uberhangmandat (U) staft 4 also 5 Sitze: Alle Direktkandidaten dieser Partei (A,
B, C, D und E) ziehen — direkt gewahlt ~ ins Klever , Parfament” ein. :

Partei Y stehen durch das Ausgleichsmandat (A2) jetzt 4 statt 3 Sitze zu: G, H, Tund J ziehen fiir sie liber die Liste ein, .

Partei 7 stehen durch das Ausgleichsmandat (A1) jetzt 3 statt 2 Sitze zu: M, N und O ziehen fir sie tiber thre Liste ein.
Durch das Uberhangmandat (U7} und die beiden Ausgleichsmandate (A1 und A2) erhht sich die Anzahl der Gemein-
deratsmitglieder in Kleve bei diesem Wahlergebnis auf 12.

Achtung: Wiirden bei einer Kommunaiwah! die Regeln des Landeswahlgesetzes (gilt nur fir die Landtags-
wahl) gelten, miisste sogar noch ein weiteres Mandat vergeben werden, damit auch im Klever Parlament eine ungerade
Zahl an Gemeinderatsmitgliedern sitzt. Dieses ,,Ungerademandat® (U) wiirde in diesem Fall die Partei Z fiir die

nichstgrdfere Hochstzahl 101 erhalten.

3, fiktives Ergebnis der Wahl:

Partei X Parte1 Y Partej Z Partei W
Mit den Kandidaten Mit den Kandidaten Mit den Kandidaten Mit den Kandidaten
A 122 Stimmen D G 100 Stimmen M 8] Stimmen R 98 Stimmen
B i2iStimmen D H 100 Stimmen N 81 Stimmen S 98 Stimmen
C 120 Stimmen D 1 100 Stimmen O 81 Stimmen T 98 Sinmmen
D 119 Stimmen D J 100 Stimmen P 81 Stimmen U 98 Stimmen
E 118 Stimmen D K 100 Stimmen (B0 Stimmen Y _98 Stimmen
- 600 Stimmen 500 Stimmen 404 Stimmen 490 Stimmen

Partei X: l600 Stimmen

Partel Y: 500 Stimmen

Partei 7: 404 Stimmen Partei W: 490 Stimmen

S 600 (1) 500 (2) 404 (4) 490 (3)

) 300 (5) 250 (6) 202 (8) 245 (7)

3 200 (9) 166 (Al) 134 (A3) 163 (AZ)

24 150 (U1 125 (A4) 101 122 *

05 120 (G2) 100 80 08

16 100 83 67 81

* Obwohl die vierte Hochstzah! der Partel W (122) hoher-ist als 120 (U2), erhilt sie dafiir kein Ausgleichsman-

dat, da nach geltenden Gesetzen nur maximal doppelt so viele Ausgleichsmandate (hier: 4) wie Uberhangmandate
(hier: 2) vom Wahlleiter bzw. Wahlausschuss an die anderen Parteien zugeteilt werden diirfen.
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Schleswig-Holsteinisches
Landesverfassungsgericht

Der Prasident

Schleswig-Helsteinisches Landesverfassungsaericht
Brockderff-Rantzauw-Stralle 13, 24837 Schleswig

Schileswig-Holsteinischen
Landtag

Laddeshaus
Postfach 71 21

24171 Kiel

Aktenzeichen (Bitte stets angeben)

LVerfG 13/10

Ihr Zeichen

Sehr geehrte Damen und Herren,

Datum

04.03.2010

Durchwahl

1699

hiermit stelle ich lhnen die beim Landesverfassungsgericht eingegangene Wahlprufungsbe—

schwerde zu.

Das Verfahren hat das oben angegeber‘e Aktenzeichen erhalten. Bitte geben Sie dieses Aktenzei-

chen bei allen Schrifisatzen an.

Sie erhalten Gelegenheit, sich zu dem Antrag binnen einer Frist von 1 Monat schriftlich zu duRern.

Der Berichterstatter dieses Verfahrens ist Dr. Flér.

- Eine Abschrift meines Schreibens an den Beschwerdefihrer flige ich bei.

Das Empfangsbekenntnis wird zurlickerbeten.

Mit freundlichen Grii3en
Dr. Flor

Realaubiat:

Justizangestelite

04821 86-0
04621 861499

Telefon:
Telefax:

Hausanschrift
Brackdorif-Rantzau-Stralie 13
24837 Schleswig

E-Maii-Adresse:

verwaliung@lverfg.landsh.de
Kein Zugang fir elekironisch signierte oder verschidsseite
Dokumente.




- Schleswig-Holsteinisches
Landesverfassungsgericht
Brockdorff Rantzau Strafle 13
24837 Schleswig

Betrifft: Beschwerde gegen die Ablehnung des Einspruches Nr. 363 betreffend der Auswertung der
Landtagswahl vom 27. Sept. 2009 durch den Wahlausschuf3 und den Landtag. -

Ritte um beschleunigtes Verfahren.

Schr geehrte Richter des Landesverfassungs gerichteé_!

Auf Vorschlag der I.andeswahlleiterin und Beschlul vom 16. Oktober 2009 sowie des Beschlusses
vom 28. Januar 2010 (in thm sind die korrigierten Zahlen der Stimmennachzdhlungen
beriicksichtigt worden) soll der neue Landtag weiterhin 95 Abgeordnete umfassen. Diese Anzaht ist
mit dem Schleswig-Holsteinischen Wahlgesetz nicht gesetzeskonform! }

Ich erhebe hiermit fristgerecht Beschwerde gegen diesen Beschluss und klage auf Einhaltung des

Schleswig-Holsteinischen Wahlgesetz.

Nach dem Landeswahlgesetz § I, Abs.1 soll der Landtag eine Abgeordnetenzahl von 69
Mitgliedern umfassen. Sind mehr Direktkandidaten vorhanden, als der Partei nach dem
Hachstzahlverfahren zustehen, so findet nach § 3, Abs.1 ein Verhilinisausgleich statt.

Uberschreiten die einer Partei zustehenden Direktmandate die Anzahl der im Hochstzahl-
verfahren ermittelten Sitze, so verbleiben der Partei diese Sitze. Diese werden 1n diesem Gesetz als
_Mehursitze* bezéichnet. Der CDU stehen bei dieser Wahl 11 Mehrsitze zu. Zum Ausgleich der 11
Mehrsitze (umgangssprachlich auch als Uberhangmandate bezeichnet) sind laut Schleswig-
Holsteinischem Wahlgesetz der Landtag mittels sogenannter ,,weitere Sitze* nach dem
Héchstzahlverfahren aufzufiillen und zwar in der Anzahl, wie an dem verhélinismaBigen Sitzanteil
fehlen (§ 3, Abs. 4). Bei dem zugrunde gelegten korrigierten Wahlergebnis vom 27. J an. 2010

ergeben sich damit 20 ,,weitere Sifze®. o
Um in extremen Fillen (z B. viele Mehrsitze sehr kleiner Parteien) einen Uberlauf des Landtages

o1 vermeiden ist die Anzahl der | weiteren Sitze“auf das Doppelte der ,,Mehrsitze® beschrankt. Bei
der im Gesetz deutlichen Unterscheidung von Mehrsitzen (Uberhangmandaten) und der zum
Auffitllen dienenden , weiteren Sitzen® (Ausgleichsmandaten) sind aufgrund der erreichten 11
Mehrsitze damit bis zu 22 ,,weitere Sitze® zuldssig. Mit 20 ,,weiteren Sitzen* trift damit diese
Beschrankung nicht in Kraft. Ist jetzt die Gesamtzahl der Abgeordnete gerade, muf} zur Sicherung
der ungeraden Gesamtzahl der Landtagssitze noch ein zusitzlicher Sitz vergeben werden. Unter
Beriicksichtigung dieser Gesetzesvorschriften erhalt man fir den jetzigen Landtag eine Gesamtzahl

von 101 Abgeordneten!
{Vgl. Berechnung im Anhang).




Gegen diese eindeutige Vorschrift wird von der Landeswahlleiterin verstofen. o
Sie '_begrﬁndet ihren VerstoB damit, daf der Begriff ,,weitere Sitze" auch die Anzahl der Mehrsitze
umfasse. Dies ist eine rein semantische Interpretation und wird durch keine Formulierung des
Gesetzestextes gedeckt. Gleichzeitig flihrt diese Interpretation denin § 2und § 3 Abs.(1), Abs.
(4)und Abs.(5) geforderten Ausgleich der Mehrsitze ad absurdum. Ebenso wiirde dies bedeuten ,
daB das Landeswahlgesetz von Anfang an mathematisch unsinnig formuliert worden sei und keinen
verniinftigen und logischen Ausgleich der Mehrsitze vorsehe.

Die durch diese Interpretation bewirkte unzureichende Beéricksichtigung der Zweitstimmen ist ja
atch dem WahlausschuB aufgefallen und man hat sich dann auf Anregung der Landeswahlleiterin
{iber die bei der konsequenter Einhaltung der Fehlinterpretation ergebende Anzahl vor:

69 Sitzen + 11 Mehrsitzen + 11 weiteren Sitzen = 91 Sitzen '
hinweggesetzt, so dald mit der erfolgten Sitzverteilung von 95 Sitzen eine Landiagsbesetzung
zustande gekommen ist, die durch keinerlei Formulierung des Landeswahlgesetzes gedeckt ist.

* Hier liegt ein klarer Rechtsbruch gegen das Wa}ﬂge\setz des Landes Schieswig Holsteins vor und
e wird der Tatbestand der aktiven und bewufiten Wahlfalschung nach § 107a StGB erfiillt!

Auszug Strafgesetzbuéh:

§ 107a Wahlfilschung : .
(1) Wer unbefugt wihlt oder sonst ein unnichtiges Ergebnis ciner Wahl herbeifiihrt oder

das Ergebnis verfalscht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fiinf Jahren oder mit Geldstrafe

bestraft. :
(2) Ebenso wird bestraft, wer das Ergebnis einer Wah! unrichtig verkiindet oder verkinden-

146t _
(3) Der Versuch ist strafbar.

Um Schaden vom Land Schleswig-Holstein, seinen Biirgern und den an der Auswertung der
Wah! verantwortlich Beteiligten abzuwenden, stelle ich hiermit nochmals den Antrag auf
Finhaltung des Schleswig-Holsteinischen Landeswahlgesetzes und eme gesetzeskonforme

~ Verteilung der Landtagssitze!
Ich bitte dies beschleunigt zu entscheiden,-da durch die nicht gesetzeskonforme Zusammenset-

zung sowohl im Landtag Schleswig-Holsteins als auch im Bundesrat der Bundesrepublik nicht
legitimierte Entscheidungen fallen werden und gefallen sind.

Mif freundlichen Gritflen

Anlagen: Berechnungsblatt Sitzverteilung '
Auszug Landeswahlgesetz
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Ein Service von Schleswig Holstein und juris

e

Rtts: /76l furis.de/sh/eesamt/WahlG SIHLhtm

Seite T'von |

Abschnitt |
_ Aligemeines und Wah[verfahren
Zusammensetzung des Landtages und Wahisystem

ehaltlich der sich aus diesem Gesetz ergebenden Abweichungen aus 69 Abgeordneten. 40

Abgeordnete werden durch Mehrheltswahl in den Wahtkreisen, die {ibrigeri durch Verhdltniswahl aus den tandes-listen
der Parteien auf der Grundlage der im Land abgegebenen Zwaeitstimmen und unter Beriicksichtigung der in den

Wahikreisen erfolgreichen Bewerberinnen und Bewerbern gewahit.

{1} Der Landtag besteht vorb

{2) Jede Wahlerin und jeder Wahler hat zwei Stimmen, eine Erststimme fiir die Wahi efner Bewerberin oder eines

Bawerbers im Wahlkreis, eine Zweitstimme fir die Wah! einer Landesliste.
§2
Wahi der Abgeordneten in den Wahlkreisen

im Wahilkreis ict als BeWerberEn oder Bewerber gewshit, wer die meisten Stmmen erhalten hat. Bet Stimmengleichheit
entscheidet das von der Kreiswahlleiterin oder dem Kreiswahlleiter zu ziehende Los.

§3
Wahi der Abgeordneten aus den Landeslisten

(1) An dem Verhéltnisausgleich nimmi jede Partei tell, fr die eine tandesliste aufgestelit und zugeiassen worden ist,
cofern fiir sie in mindestens einem Wahlkreis eine Abgeordnete oder ein Abgeordneter gewdhlt worden ist oder sofern
sie insgesamt fiinf v. H. der im Land abgegebenen gliltigen Zweitstimmen erzielt hat. Diese Einschriankungen gelten’

nicht fiir Parteien der danischen Minderheit.

{2) Von der Gesamtzahl der Abgeordneten (§ 1.Abs. 1 Satz 1) werden die Zahi derin den Wahlkreisen erfolgreichen
Rewerbarinnen und Bewerber ainer Partei, fir die keine Landesliste zugelassen oder die nicht nach Absatz 1 zu
beriicksichtigen ist, sowie die Zaht der in den Wahlkreisen erfolgreichen parteilosen Finzelbewerberinnan und

Einzelbewerber (§ 24 Abs. 1) abgezogen.

{3} Fiir die Verteilung der nach Landeslisten zu besetzenden Sitze werden die fir jede Landesliste einar am
Verhiitnisausgleich teilnehmenden Partei abgegebenen giiltigen Zweitstimmen zusammengezahit. Anhand der
Gesamtstimmenzahlen wird far jede ausgleichsberechtigte Partei nach der Reihenfolge der Hichstzahien, die sich
durch Teilung durch 1, 2, 3, 4 usw. ergibt (Héchstzahlenverfahren), festgestelit, wie viele der nach Absatz 2
verbleibenden Sitze auf sie entfalien (verhaltnismaBiger Sitzanteil). "bes die Zuteilung des letzten Sitzes entscheidet
bei gleicher Hochstzaht das von der Landeswahlleiterin oder dem Landeswahileiter zu ziehende Los.

{4) Die Partefen erhalten so viele Sitze aus den Landeslisten, wie thnen unter Anrechnung der in den Wahlkreisen fiir
sie gewdhlten Bewerberinnen und Bewerber an dem verhéltnismaBigen Sitzanteil fehlen.

(5) Ist die Anzahl der in den Wahlkreisen fiir eine Partei

gewdhlten Bewerberinnen und Bewerber groier als ihr verh&linismasiger Sitzanteil, so verbieiben ihr die darfiber
hinausgehenden Sitze (Mehrsitze). In diesem Fall sind auf die nach Absatz 3 Satz 2 und 3 nech nicht beriicksichtigten
nachstfolgenden Héchsizahien so lange weitere Sitze zu verteilen und nach Absatz 3 zu besetzen, bis der letzte
Mehrsitz durch den verhaitnismaBigen Sitzanteil gedeckt ist. Die Anzahi der weiteren Sitze darf dabei jedoch das
Doppelte der Anzahl der-Mehrsitze nicht lbersteigen. Ist die nach den S&tzen 1 bis 3 erhéhte Gesamtsitzzahl eine

gerade Zahl, so wird auf die noch nicht beriicksichtigte nachstfoigende Héchstzaht ein zusitzlicher Sitz vergeben.
¥ .

{6} Innerhalb der Parteien werden die aus den Landeslisten zu verteilenden Sitze nach der sich aus den Listen
argebenden Reihenfolge verteilt. Entfallen auf eine Partei mehr Sitze, als Bewerberinnen und Bewerber auf threr

Landestiste vorhanden sind, so bieiben diese Sitze leer.

' (7) Aus der Landesiiste scheiden aus:

1. Bewerberinnen und Bewerber, die in einem Wahlkreis unmittelbar gewdhlt sind,

2. Bewerberinnen und Bewerber, die nach der Aufstetiung der Landestiste einer Partei aus dieser ausgeschieden
oder einer anderen Partei beigetreten sind.

24.10.200¢






